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(2) Die Gewinnsteuer wird nicht erhoben, wenn sie 
für das Kalenderjahr weniger als 100 DM beträgt.

(3) Nachzahlungen, die sich aus der Selbstberechnung 
gemäß Abs. 1 unter Anrechnung der geleisteten Ab­
schlagzahlungen ergeben, sind spätestens 7 Tage nach 
dem Termin zur Abgabe der Jahreserklärung zu ent­
richten.

(4) Überzahlungen werden auf Antrag vom Tage der 
Abgabe der Jahreserklärung an auf bereits fällige oder 
später fällig werdende Zahlungsverpflichtungen ver­
rechnet.

§ 14
(1) PGH haben auf die Umsatzsteuer und die Gewinn­

steuer Abschlagzahlungen selbst zu berechnen und zu 
entrichten.

(2) Die Abschlagzahlungen auf die Umsatzsteuer sind 
bis 10. jedes Monats für den vorangegangenen Monat zu 
entrichten.

(3) Die Abschlagzahlungen auf die Gewinnsteuer sind 
bis 20. April, 20. Juli, 20. Oktober und 20. Januar für das 
jeweils vorangegangene Kalendervierteljahr zu ent­
richten.

(4) Die Abschlagzahlungen auf die Gewinnsteuer sind 
auf der Grundlage des Gewinns für den Zeitraum vom
1. Januar bis zum Ende des betreffenden Vierteljahres 
zu berechnen. Von der sich ergebenden Gewinnsteuer 
sind die für das Jahr bereits geleisteten Abschlagzah­
lungen zu kürzen. Der Differenzbetrag ergibt die Ab­
schlagzahlung für das betreffende Vierteljahr. Für die 
Ermittlung des Steuersatzes ist der Gewinn je Mitglied 
auf einen Jahresgewinn umzurechnen.

(5) Über die Abschlagzahlung auf die Gewinnsteuer 
ist zum jeweiligen Zahlungstermin eine Erklärung an 
den Hat des Kreises bzw. der Stadt — Abteilung Finan­
zen — einzureichen.

§15

Die nach den §§13 und 14 sich ergebenden Steuer­
beträge sind auf volle DM nach unten abzurunden.

§16
Nachforderungen auf die Umsatzsteuer und die Ge­

winnsteuer, welche auf Grund von Prüfungen festge­
stellt werden, sind innerhalb 14 Tagen zu entrichten. 
Die Zahlungsfrist beginnt mit Ablauf des Tages, an dem 
der Bescheid zugestellt oder bekanntgemacht worden ist 
oder als bekanntgemacht gilt

Zu § 6 des Gesetzes:
§17 /

Kandidaten der PGH sind den Mitgliedern gleichzu­
stellen.

Zu § 7 Absätze 1 bis 4 des Gesetzes:
§18

(1) PGH sind verpflichtet* für jedes Mitglied ein Ver­
gütungskonto zu führen. Daraus müssen die für die Be­
steuerung und die Berechnung der SV-Pflichtbeiträge 
notwendigen Merkmale zu entnehmen sein.

(2) Steuerfrei sind

a) Zuwendungen und solche Teile von Arbeitsvergü­
tungen, die als Ersatz für besondere Aufwendun­
gen der Mitglieder gezahlt werden und unmittelbar 
mit der Tätigkeit in der Genossenschaft im Zu­
sammenhang stehen. Darunter fallen z. B. Er­
schwernis- und Schmutzzuschläge, Werkzeuggel­
der, Wegegelder, Auslösungen, Reisekosten, Ar­
beitsschutzkleidung sowie Ersatz für nachgewie­
sene Auslagen;

b) Zuschläge für Überstunden-, Nacht-, Sonntags- und 
Feiertagsarbeit;

c) Bezüge aus Mitteln der Sozialversicherung und der 
volkseigenen Versicherungsanstalten sowie die 
Ausgleichszahlungen im Falle der Arbeitsunfähig­
keit durch Krankheit oder Betriebsunfall sowie bei 
Quarantäne.

(3) Die im Abs. 2 genannten Zahlungen sind nur in­
soweit steuerfrei, als sie nach den Grundsätzen und in 
Höhe der Sätze für die übrige Wirtschaft gezahlt wer­
den. Übersteigende Beträge sind den nach dem Grund­
tarif (Anlage 2 des Gesetzes) zu versteuernden Arbeits­
vergütungen hinzuzurechnen.

§19

(1) Die Besteuerung der ArbeitsVergütungen hat mo­
natlich auf der Grundlage der für den betreffenden 
Monat gezahlten Arbeitsvergütungen nach den als An­
lagen 1 und 2 beigefügten Steuertabellen zu erfolgen. 
Dabei sind auch Nachzahlungen für zurückliegende Zeit­
räume einzubeziehen.

(2) Bezieht ein Mitglied nicht für einen vollen Monat 
Arbeitsvergütung, so ist die Vergütung für die Steuer­
berechnung auf eine Monatsvergütung umzurechnen. 
Hierzu ist die erhaltene Arbeitsvergütung durch die An­
zahl der tatsächlichen Arbeitstage zu teilen und mit der 
Anzahl der Arbeitstage des betreffenden Monats zu ver­
vielfachen. Der sich danach ergebende Steuerbetrag ist 
anteilig nach der Anzahl der tatsächlichen Arbeitstage 
im betreffenden Monat zu erheben.

Zu § 7 Abs. 5 des Gesetzes:
§20

(1) Als Steuerermäßigung wird ein steuerfreier Betrag 
gewährt

a) in Höhe von monatlich 50 DM 
für Verheiratete,
für unverheiratete Frauen, wenn sie das 40. Lebens­
jahr und
für unverheiratete Männer, wenn sie das 60. Le­
bensjahr vollendet haben und ihnen kein höherer 
Freibetrag nach Buchst, b) zusteht (Steuerklasse II);

b) in Höhe von monatlich 100 DM
für Mitglieder, denen Kinderermäßigung für ein 
Kind gewährt wird. Dieser Freibetrag erhöht sich 
für jedes weitere Kind, für das Kinderermäßigung 
gewährt wird, um jeweils monatlich 50 DM 
(Steuerklasse III).

Mitglieder, die keine Steuerermäßigung nach Buchst a 
bzw. b erhalten, gehören in Steuerklasse I.


